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Schweiz 

Klimaschutzgesetz: Endspurt im 
Abstimmungskampf 

Am 18. Juni 2023 wird über das Klimaschutzge-
setz abgestimmt, als indirekter Gegenvorschlag 
zur Gletscherinitiative. Das Gesetz verankert 
das Netto-Null-Ziel bis 2050. Zudem sieht es 2 
Milliarden Franken für den Ersatz fossiler Hei-
zungen und 1,2 Milliarden für die Förderung 
neuer Technologien vor.  

Die Zustimmung von Institutionen und Verbän-

den zum Klimaschutzgesetz ist gross. Mit Aus-
nahme der SVP, die das Referendum ergriffen 
hat, unterstützen alle grossen politischen Par-

teien das Gesetz, auch die FDP. Ebenfalls für ein 
Ja sprechen sich aus: der Bundesrat und die 
Kantone, der Städteverband und der Gemeinde-
verband. Auch der Bauernverband unterstützt 
das Gesetz, diesmal aktiver als noch beim CO2-
Gesetz, wie die NZZ (paywall) berichtet. 

Die Wirtschaft steht klar hinter dem Gesetz, 

neben den Wirtschaftsverbänden Economiesu-
isse und swisscleantech auch 50 weitere Ver-
bände und Interessengruppen. Weshalb die NZZ 

(paywall) dennoch schreibt, die Wirtschaft sei 
gespalten, bleibt ihr Geheimnis. Einzig die Erd-
ölbranche, GastroSuisse und der Hauseigentü-

merverband (HEV) in der Deutschschweiz sind 
dagegen. Aus Protest gegen die Haltung der 

Hauseigentümer ist Ständerat Ruedi Noser aus 
der Organisation ausgetreten, wie der Sonn-
tags-Blick berichtet. Wie der Tages-Anzeiger 

schreibt, gibt der HEV 700'000 Franken für die 
Nein-Kampagne aus, sie stammt von der glei-

chen Agentur, welche für die SVP gegen das 
Gesetz mobilisiert. 

Die Befragungen deuten auf eine Mehrheit für 
das Klimaschutzgesetz, allerdings sinkt die Zu-
stimmung. Bei der zweiten Befragung von Ta-

media und «20 Minuten», die Mitte Mai durch-
geführt wurde, wollten 55% dem Klimaschutz-
gesetz sicher oder eher zustimmen. 43% waren 
dagegen. Ende April waren noch 58% für das 
Gesetz gewesen. Bei der ersten Befragung von 
SRF/GfS von Ende April bis Anfang Mai war die 
Zustimmung deutlicher: 72% befürworteten 
das Gesetz, 25% waren dagegen. Zur Erinne-
rung: Auch beim CO2-Gesetz waren die Befür-
worter:innen bei der ersten Befragung mit ei-
nem Vorsprung (Ja-Anteil 54% Ja) gestartet. 

Dennoch scheiterte das Gesetz 2021 an der Urne 
knapp. 

Die SVP setzt im Abstimmungskampf fragwür-

dige Argumente ein. Die Partei verwendet fal-
sche Zahlen darüber, mit welchen Mehrkosten 
bei einer Annahme zum Gesetz zu rechnen wä-
re. Die Forschenden der Studie, welche die SVP 

als Quelle angab, haben dagegen protestiert, 
wie der Blick erläutert. Und auch die NZZ 
(paywall) weist darauf hin, dass sich die SVP 
auf ein Extremszenario stützt. Eine ausführliche 
Analyse der Behauptungen der SVP steht im 
Tages-Anzeiger. 

Auch der Mieterverband reagiert empört auf die 
Kampagne der SVP. Die Gegner des Klima-
schutzgesetzes behaupten in einem Inserat in 
den sozialen Medien, der Mieterverband warne 
vor steigenden Mieten bei einer Annahme des 
Gesetzes. Tatsächlich unterstützt der Mieter-
verband die Vorlage und ist überzeugt, dass 

Mieter:innen durch das Klimaschutzgesetz pro-
fitieren. Nun prüft der Verband rechtliche 
Schritte, wie watson.ch schreibt. 

Ebenfalls auf Ablehnung stösst die Partei mit 
der Aussage, der Bundesrat könne zur Errei-
chung des Netto-Null-Ziels im Alleingang ext-

reme Massnahmen erlassen. Die Bundeskanzlei 
wie auch Professor:innen für öffentliches Recht 
betonen, das Gesetz schaffe keine neuen Voll-
machten für den Bundesrat. Mehr dazu hier 

und hier in der NZZ (paywall). 

Die Schweiz stösst mehr 
Treibhausgase aus  

Die Treibhausgase der Schweiz sollten jährlich 

um 3% sinken, um die Klimaziele zu erreichen. 
Doch die Realität ist anders: 2021 sind die 
Emissionen im Vergleich zum Vorjahr (in CO2-
Äquivalenten) um fast 3% gestiegen. Gegen-
über 1990 lagen sie um 18,2% tiefer. Nach dem 
geltenden CO2-Gesetz hätten sie bereits bis En-
de 2020 um 20% zum Vergleichsjahr 1990 ge-
senkt werden sollen. Die Entwicklung der Emis-

sionen ist auch deshalb bedenklich, weil 2021 
noch Einschränkungen durch Corona-
Massnahmen galten. Als Gründe für den Anstieg 
nennt das Bundesamt für Umwelt den kälteren 
Winter (Mehrverbrauch an fossiler Energie bei 
den Gebäuden), und auch die Emissionen beim 
Verkehr stiegen. Mehr dazu auf srf.ch. 

 

https://www.srf.ch/news/schweiz/abstimmung-am-18-juni-stimmen-aus-sechs-parteien-fuer-das-klimaschutzgesetz
https://www.srf.ch/news/schweiz/abstimmung-am-18-juni-stimmen-aus-sechs-parteien-fuer-das-klimaschutzgesetz
https://www.tagesanzeiger.ch/fdp-delegierte-sagen-ja-zum-klimaschutzgesetz-991640273081
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94360.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94360.html
https://staedteverband.ch/1104/de/stadte-sagen-laquo-ja-ja-ja-raquo-zum-klimaschutz-zur-oecd-mindeststeuer-und-zum-covid-19-gesetz?share=1
https://www.bauernzeitung.ch/artikel/agrarpolitik/wir-schuetzen-was-wir-lieben-mit-einem-klaren-ja-zum-klimaschutzgesetz-473486
https://www.nzz.ch/schweiz/landkomitee-ld.1737763
https://www.nzz.ch/schweiz/wirtschaft-beim-klimaschutz-gesetz-gespalten-ld.1735502
https://www.blick.ch/politik/fdp-noser-tritt-aus-verband-aus-hev-wurde-von-der-svp-uebernommen-id18593487.html
https://www.blick.ch/politik/fdp-noser-tritt-aus-verband-aus-hev-wurde-von-der-svp-uebernommen-id18593487.html
https://www.tagesanzeiger.ch/700000-franken-gegen-das-klimagesetz-und-taeglich-laufen-mitglieder-weg-682549104249
https://www.tagesanzeiger.ch/zustimmung-zum-klimagesetz-broeckelt-379055305432
https://www.tagesanzeiger.ch/zustimmung-zum-klimagesetz-broeckelt-379055305432
https://www.srf.ch/news/abstimmungen-18-juni-2023/klimaschutz-gesetz/erste-srg-umfrage-mehrheit-fuer-klimaschutz-gesetz-aber-mobilisierung-laeuft-noch
https://www.srf.ch/news/abstimmungen-18-juni-2023/klimaschutz-gesetz/erste-srg-umfrage-mehrheit-fuer-klimaschutz-gesetz-aber-mobilisierung-laeuft-noch
https://www.blick.ch/politik/abstimmungskampf-ums-klimaschutz-gesetz-eth-institut-wirft-svp-irrefuehrung-vor-id18516440.html
https://www.nzz.ch/schweiz/klimaschutzgesetz-exorbitant-teuer-wird-die-energiewende-nur-wenn-sich-die-schweiz-isoliert-ld.1737725
https://www.tagesanzeiger.ch/die-halbwahrheiten-der-svp-428206775864?utm_source=sfmc&utm_medium=email&utm_campaign=ND_ED_9_ENG_EM_NL_XX_CELSIUS_XX_2022-05-20&utm_term=2023-05-20&utm_content=3697040_
https://www.watson.ch/schweiz/klimaschutzgesetz/977924706-mieterverband-stellt-klimagesetz-gegnern-ein-ultimatum-wegen-tweet
https://www.nzz.ch/schweiz/abgekanzelt-von-der-bundeskanzlei-wie-die-svp-um-die-eigene-wortwahl-im-abstimmungsbuechlein-streiten-musste-5500-6000z-ld.1737013?reduced=true
https://www.nzz.ch/schweiz/streit-um-das-klimagesetz-erhielte-der-bundesrat-neue-vollmachten-koennte-er-gar-das-fleischessen-verbieten-professoren-widersprechen-und-zweifeln-ld.1738063
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/anzeige-nsb-unter-medienmitteilungen.msg-id-94169.html
https://www.srf.ch/news/schweiz/klimaziele-in-weiter-ferne-schweiz-ist-beim-co-ausstoss-nicht-auf-kurs
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Klimaziele nur mit negativen 
Emissionen zu erreichen 

Will die Schweiz bis 2050 unter dem Strich 
keine Treibhausgase mehr ausstossen, müssen 

sogenannte Negativemissionstechnologien 
(NET) eingesetzt werden. Laut dem Bund lassen 
sich selbst bei grössten Anstrengungen rund ein 
Viertel der heutigen CO2-Emissionen nicht ver-
meiden. Allerdings sind die Verfahren, CO2 aus 
der Luft zu filtern und sicher einzulagern, noch 

nicht erprobt, technisch sehr anspruchsvoll, 
teuer oder derzeit nicht in grösserem Massstab 
anwendbar.  

Nun haben das Öko-Institut in Deutschland und 
die Eidgenössische Materialprüfungs- und For-
schungsanstalt (Empa) fünf Negativemissions-
technologien untersucht, die für die Schweiz 
relevant sind. Zu welchem Schluss kommt die 
Studie, welche die Stiftung für Technologiefol-
gen-Abschätzung (TA-Swiss) in Auftrag gege-

ben hat? Am günstigen ist es, CO2 in einem 
möglichst natürlichen Wald mit vielen alten 
Bäumen zu binden (allerdings fehlt es in der 

Schweiz an Platz für grossflächige Aufforstun-
gen.) CO2 abzuscheiden und im Boden zu spei-
chern, erachten die Forschenden dort als sinn-
voll, wo viel davon anfällt: zum Beispiel in den 
Abgasen der Kehrichtverbrennungsanlagen. 
Dies sei einfacher und günstiger als das CO2 aus 
der Umgebungsluft zu filtern, wie dies etwa das 

Schweizer Unternehmen Climeworks macht. 
Zudem weisen die Autor:innen der Studie da-
rauf hin, dass ein einzelnes Verfahren nicht 
genügen werde. Vielmehr würden alle NET-
Technologien benötigt, um die Klimaziele zu 
erreichen. Mehr dazu auf srf.ch.  

Negative Emissionen stellen allerdings keinen 
Ersatz für weitreichende Senkungen des CO2-
Ausstosses dar. Zu diesem Schluss kam bereits 
letztes Jahr eine in «One Earth» erschienene 
Studie. Aufforstung oder die Abscheidung von 
CO2 aus Bioenergie können laut den Studienau-
tor:innen nicht schnell genug ausgeweitet wer-

den, um den weltweiten Temperaturanstieg 
ausreichend zu begrenzen. Zudem fehlen dafür 
die erforderlichen Landflächen. 

Wo sollen erneuerbare Energien 
ausgebaut werden?  

Ein zentrales Instrument der Schweizer Ener-
giepolitik hat einen sperrigen Namen: Manteler-
lass. Es kombiniert die Revision von Energiege-
setz und Stromversorgungsgesetz und regelt die 

Weiterentwicklung des Energiesystems. Stände-
rat und Nationalrat hatten den Erlass in den 
letzten Sessionen bereits behandelt. In der lau-

fenden Sommersession, die bis zum 16. Juni 
dauert, geht es darum, die Differenzen zu be-
reinigen. Den ersten Schritt machte die Um-
weltkommission des Ständerats. Um die Chan-

cen bei einer allfälligen Abstimmung zu erhö-
hen (falls das Referendum ergriffen wird), will 
die Kommission die Restwassermenge unver-
ändert belassen. Der Nationalrat hatte mit dem 
Entscheid, die Vorgaben im Gewässerschutzge-
setz auszusetzen, für heftige Kritik gesorgt. 

Mehr dazu in der NZZ (paywall). 

Auch die vom Nationalrat beschlossene Solar-
pflicht für sämtliche Neubauten und erhebliche 
Umbau- und Erneuerungsvorhaben lehnt die 

Umweltkommission des Ständerats ab. Einzig 
für Gebäuden ab einer Fläche von 300 m2 und 
für Parkplätze soll die Solarpflicht gelten. Eine 

kritische Einordnung in der Wochenzeitung. 

Die Umweltkommission des Ständerats will die 
Windenergie schneller ausbauen. Weit fortge-

schrittene Projekte sollen rasch umgesetzt wer-
den können. Anders als der Nationalrat will die 
Ständeratskommission aber nicht, dass Wind-

anlagen ohne den Einbezug der Gemeinden 
bewilligt werden können. Das beschleunigte 
Verfahren soll nur dann angewendet werden 
können, wenn die betroffenen Gemeinden dem 

Projekt während der Nutzungsplanung zuge-

stimmt haben. Das Gesetz wird in der laufenden 
Sommersession beraten und soll von beiden 
Räten verabschiedet werden. Die Organisation 
Freie Landschaft Schweiz will den Ausbau der 
Windenergie verhindern - die Wochenzeitung 

porträtiert deren Präsidenten Elias Vogt. 

Auch im Berner Oberland soll mit Bundesgel-
dern aus der Solaroffensive alpine PV-Anlagen 
erstellt werden. Im Saanenland und in der Jung-
frauregion sind Seilbahnunternehmen daran, 

konkrete Projekte auszuarbeiten. Mehr dazu in 
der Berner Zeitung (paywall). Im Wallis ist das 

Megaprojekt Grengiols Solar inzwischen massiv 
abgespeckt worden. Nun soll in der unberühr-

ten Landschaft noch Strom für 37'000 Haushal-
te produziert werden. Ursprünglich waren es 
fast 20-mal mehr. Grund das Projekt so dras-
tisch zu schrumpfen, sind verschiedene Vorga-
ben auf Verordnungsstufe, die ein Projekt von 
solchen Dimensionen nicht erfüllen kann. So 
müssen Alpine Solaranlagen beispielsweise bis 
Ende 2025 mindestens 10% des Stroms ins Netz 

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94668.html
https://www.srf.ch/news/schweiz/neuer-bericht-die-schweiz-muss-mehr-co-entfernen-aber-wie
https://www.cell.com/one-earth/pdfExtended/S2590-3322(22)00323-2
https://www.cell.com/one-earth/pdfExtended/S2590-3322(22)00323-2
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-urek-s-2023-05-12.aspx
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-urek-s-2023-05-12.aspx
https://www.nzz.ch/schweiz/roestis-angst-vor-den-fischern-urek-s-will-an-erhoehung-der-restwassermengen-nicht-ruetteln-ld.1737813
https://www.woz.ch/2320/energiepolitik/und-schon-die-naechste-provokation/!M83E6PAQ68PX
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-urek-s-2023-05-04.aspx
https://www.woz.ch/2320/energiepolitik/der-junge-mann-und-der-wind/!RH91B7PY128M
https://impactgstaad.ch/de/solsarine
https://www.bernerzeitung.ch/kanton-bern-hat-das-groesste-potenzial-fuer-alpine-solaranlagen-213921331245
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einspeisen und bis Ende 2030 vollständig in 
Betrieb sein. Mehr dazu im Tages-Anzeiger 
(paywall) und auf srf.ch.  

Gas- und Stromverbrauch 
rückläufig, doch der Strom wird 
schmutziger 

In der Schweiz sind letztes Jahr 1,9% weniger 
Strom verbraucht worden, wie das Bundesamt 
für Energie mitteilt. Zum Rückgang trugen 

mehrheitlich der milde Winter, sowie Effizienz-
steigerungen und zu einem kleineren Teil auch 
die Appelle zum Stromsparen bei.. In der 
Schweiz werden fast 10% des Stroms für das 
Heizen verwendet. Auch die Stromerzeugung 

im Inland war mit minus 1,1% rückläufig.  

Die Energiesparkampagne des Bundes hat das 
Ziel verfehlt. Von Oktober 2022 bis März 2023 
machte der Bund eine Vorgabe von 10%. Er-

reicht wurde ein Rückgang um 4%, wie der 

Tages-Anzeiger schreibt. Wobei auch hier das 
milde Wetter zum Rückgang beitrug. Dank der 
Witterung wurden 15% Gas eingespart und 
damit da das Ziel von 10% übertroffen. 

Für den kommenden Winter hält der Bund an 
diesen Sparzielen fest. Um eine allfällige Ver-
sorgungslücke zu decken, setzt der Bund auch 
weiterhin auf Reservekraftwerke. Dies ungeach-
tet der Vorschläge der ZHAW und von 

swisscleantech, verbindliche Wasserkraftreser-
ven für die Stauseen vorzuschreiben.  

2022 bezog die Schweiz rund 10% ihres Stroms 

von Kraftwerken, die mit Gas, Kohle oder Öl 
betrieben werden, wie die NZZ (paywall) 

schreibt. Dadurch stieg der CO2-Gehalt pro Ki-
lowattstunde auf 112 Gramm. Das ist fast 60% 
mehr als noch vor zwei Jahren. Ermittelt hat die 

Werte das Energieunternehmen Aliunid, das 
öffentliche Daten des Verbands Europäischer 

Übertragungsnetzbetreiber für Elektrizität und 
der Netzgesellschaft Swissgrid nutzt. Ein Grund 
für den Anstieg: Letztes Jahr standen französi-
sche Kernkraftwerke still, und der fehlende 
Strom wurde durch deutsche Kraftwerke er-
setzt, die mit fossilen Brennstoffen betrieben 
werden. 

Der Gasverbund Mittelland baut nun doch kein 

Flüssiggas-Terminal im Industrieareal Schwei-
zerhalle bei Muttenz. Es wäre landesweit die 
erste solche Anlage. Nun soll am Standort eine 

Anlage für erneuerbares Flüssiggas errichtet 
werden. Die Bewegung Klimastreik hatte die 

ursprünglichen Pläne für fossiles Flüssiggas 
bekämpft. Mehr dazu bei der Basler Zeitung. 

In Autobahnen oder in die Bahn 
investieren? 

Der Bundesrat will die Autobahn A1 auf den 
Abschnitten Bern-Zürich und Lausanne-Genf 
auf «mindestens» sechs Spuren ausbauen. Die-
se Forderung hatte die SVP eingebracht, und 
der Bundesrat hat der Motion zugestimmt, ohne 
dafür eine Begründung anzugeben. Auch der 

Nationalrat will mehr Geld in die Autobahnen 
investieren. In der Sommersession hat er die 
Ausbaupläne 2023 für das Nationalstrassennetz 
ohne Abstriche genehmigt. Diese sehen unter 
anderem Projekte zwischen Bern und Kirchberg 
und Tunnelprojekte in Basel und St. Gallen vor. 
Auch wurde ein zusätzliches Projekt in der 
Westschweiz genehmigt. Statt 4,3 Milliarden 
sollen nun 5,2 Milliarden Franken ausgegeben 
werden. Zuvor hatte bereits die Verkehrskom-

mission des Nationalrats den Plänen zuge-
stimmt. Sagt auch der Ständerat ja, wollen der 
Verkehrsclub der Schweiz und die Grünen da-

gegen das Referendum ergreifen. Mehr dazu in 
der Aargauer Zeitung (paywall) und bei 
watson.ch. 

Politiker:innen von SP und den Grünen erken-
nen beim forcierten Ausbau der Autobahnen 
den Einfluss von SVP-Bundesrat Rösti. Tatsäch-
lich hat sich der frühere Autolobbyist Rösti nach 
100 Tagen im Amt vor den Medien dafür ausge-
sprochen. Er sagte auch, es mache keinen Sinn, 

die Bahnstrecke zwischen Bern und Zürich aus-
zubauen. Mehr dazu in der NZZ am Sonntag 
(paywall).  

Der Tages-Anzeiger hat mit Menschen gespro-
chen, die an und mit der A1 leben – mit Bauern, 
die den Ausbau bekämpfen.  

Das CO2-Gesetz bevorzugt 
klimaschädliche Neuwagen 

Das CO2-Gesetz weist gravierende Mängel auf, 

wenn es darum geht, den Treibhausgasausstoss 
von Personenwagen zu reduzieren. Zwar 
schreibt das Gesetz eine Obergrenze für Treib-

hausgasemissionen von Neuwagen vor (aktuell 
beträgt der Zielwert 118 Gramm pro Kilometer). 
Übersteigen die eingeführten Fahrzeuge diesen 

Wert, haben die Importeure eine Sanktion zu 
bezahlen. 2021 hatten die importierten Neuwa-
gen im Schnitt 130 Gramm pro km ausgestos-
sen, was zu einer Sanktion von 28 Millionen 

https://www.tagesanzeiger.ch/peter-bodenmann-bis-ende-2025-wird-kein-einziger-solarpark-realisiert-sein-425201099634
https://www.srf.ch/news/schweiz/riesenprojekt-in-grengiols-walliser-solaranlage-wirft-sechsmal-weniger-strom-ab-als-erwartet
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94437.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94437.html
https://www.tagesanzeiger.ch/es-waere-falsch-jetzt-die-haende-in-den-schoss-zu-legen-651435566731
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94439.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-94439.html
https://www.zhaw.ch/de/medien/medienmitteilungen/detailansicht-medienmitteilung/event-news/es-geht-auch-ohne-gaskraftwerke/
https://www.swisscleantech.ch/innovatives-konzept-zur-sicherung-der-stromversorgung/
https://www.nzz.ch/schweiz/mehr-kohlestrom-aus-deutschland-der-co2-gehalt-im-schweizer-strom-steigt-deutlich-an-ld.1733639
https://www.bazonline.ch/klimastreik-basel-ein-megaerfolg-291319109117
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-kvf-n-2023-04-18.aspx
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-kvf-n-2023-04-18.aspx
https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/verkehr-weil-der-stau-zunimmt-nationalrat-spricht-milliarden-fuer-den-ausbau-der-strasse-dagegen-regt-sich-widerstand-ld.2465047?reduced=true
https://www.watson.ch/schweiz/auto/804175319-nationalrat-genehmigt-milliarden-fuer-nationalstrassen
https://magazin.nzz.ch/nzz-am-sonntag/schweiz/das-comeback-der-autobahn-ld.1737838?reduced=true
https://www.tagesanzeiger.ch/hier-kann-man-ahnen-was-auf-das-mittelland-zukommt-986365527098
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Franken führte. Dabei gelten jedoch für schwere 
Fahrzeugflotten höhere Zielwerte. Dies führt 
gemäss dem Urteil der Eidgenössischen Finanz-

kontrolle, die das System untersucht hat, zu 
Fehlanreizen. So ist es für Importeure vorteil-
haft, schwerere Fahrzeuge einzuführen. Weiter 
weist die Aufsichtsbehörde darauf hin, dass für 

CO2-intensive Autos in der Schweiz ausgespro-
chen tiefe Motorfahrzeugsteuern anfallen, in 
Europa wird bis 3,5 Mal so viel verlangt. Mehr 
dazu im Tages-Anzeiger.  

Nationalbank soll sich aus fossilen 
Energien zurückziehen 

Im Vorfeld der Generalversammlung der Natio-
nalbank (SNB) hatte die Klima-Allianz dazu 
aufgerufen, Aktien zu kaufen. Daraufhin erwar-
ben über 150 Personen, die unter dem Namen 
«Unsere SNB» auftreten, Anteile der SNB. Sie 
reichten Vorstösse zur Investitionspolitik ein, 
um das Devisenportfolio mit den Zielen des 

Pariser Klimaabkommens in Einklang zu brin-
gen. An der Generalversammlung Ende April 
präsentierte «Unsere SNB» ihre Forderungen 

für eine klima- und umweltfreundliche Geld-, 
Währungs- und Anlagepolitik. Sie verlangte von 
SNB-Führung, bei Anlagen Unternehmen aus-
zuschliessen, die in der Förderung, der Verar-
beitung oder dem Verkauf fossiler Brennstoffe 
tätig sind. Über die Anträge wurde allerdings 
nicht abgestimmt. Dies deshalb, weil es nicht in 
die Kompetenz der Aktionär:innen liegt, die 
Anlagestrategie festzulegen. Mehr dazu bei 

Watson.  

Wie sich die Schweiz an den 
Klimawandel anpassen will 

In den letzten Jahren hat der Bund über 50 Pro-
jekte zur Anpassung an den Klimawandel um-

gesetzt. So wurden unter anderem Baumateria-
lien gegen die Hitzebelastung erprobt, der Hit-
zestress bei Weidekühen und Mehrzweckspei-
cher gegen Sommertrockenheit untersucht, 
ferner Strategien gegen Hangrutsche und gegen 

die Ausbreitung von Waldschädlingen entwi-
ckelt. Der Bericht «Impulse für eine klimaange-

passte Schweiz», der Mitte Mai vorgestellt wur-
de, bildet den Abschluss des zehnjährigen Pro-
gramms. Nun sollen Bund, Kantone und Ge-
meinden diese Ansätze weiterentwickeln und 
umsetzen. Mehr dazu in der Wochenzeitung.  

Auch das Magazin «die umwelt» des Bundes-
amts für Umwelt geht der Frage nach, wie wir 

mit dem Klimawandel umgehen. Was bedeutet 
Anpassung an den Klimawandel in der 
Schweiz? Was sind Herausforderungen, was 

Lösungen bei Hitze, Dürre oder Überschwem-
mungen? 

Klimarelevante Entscheide von 
Bund und Kantonen 

Der Bund beteiligt sich an einem neuen Gas-
kraftwerk in Bangladesch. Das Kraftwerk wird 
von der Asiatischen Infrastrukturbank AIIB mit 

umgerechnet 120 Millionen Franken mit finan-
ziert. Die Schweiz ist Mitglied der AIIB und hat 
dem Projekt zugestimmt. Laut dem Staatssekre-
tariat für Wirtschaft seien Alternativen geprüft 
worden, doch es sei nicht genug Wasserkraft-, 
Solar- und Windenergie verfügbar. Damit 
verstösst die Schweiz gegen die am Klimagipfel 
in Glasgow gemacht Zusage, künftig keine fossi-
len Anlagen mehr im Ausland zu finanzieren. 
Mehr dazu auf srf.ch. 

Der Bundesrat lehnt die Umweltverantwor-

tungsinitiative ab. Die von den Jungen Grünen 
eingereichte Volksinitiative «Für eine verant-

wortungsvolle Wirtschaft innerhalb der plane-
taren Grenzen» will die Schweiz dazu verpflich-
ten, die Umweltbelastung deutlich zu reduzie-
ren. Der Bundesrat empfiehlt die Initiative dem 
Parlament ohne direkten Gegenentwurf oder 
indirekten Gegenvorschlag zur Ablehnung. Die 
Umsetzung der Initiative wäre für Gesellschaft 
und Wirtschaft mit unverhältnismässig hohen 
Kosten verbunden, vor allem in den Bereichen 

Nahrungsmittel, Landwirtschaft, Energiever-
sorgung, Kleidung und Wohnen. 

Das im Zürcher Energiegesetz verankerte Ver-
bot von Elektroheizungen ist rechtmässig. Das 
Bundesgericht hat eine Beschwerde von Besit-
zern einer Elektroheizung abgewiesen. Sie hat-
ten in der Bestimmung, bestehende Elektrohei-
zungen bis 2030 durch erneuerbare Energie 
ersetzen zu müssen, ihre Eigentumsgarantie 
verletzt gesehen. Laut dem Bundesgericht greift 

der Kanton Zürich mit dem Verbot tatsächlich 
in das Eigentum ein. Dafür gebe es aber ausrei-
chende Gründe. So lägen der Schutz der Um-
welt und eine ausreichende Energieversorgung 
im öffentlichen Interesse. Mehr dazu im Tages-
Anzeiger (paywall) und in der NZZ (paywall). 

Das Bundesgericht hat sich noch in einem zwei-
ten Fall mit dem Verbot von Heizungen ausei-
nandergesetzt: mit der Initiative «Hochdorf 
heizt erneuerbar - ab 2030 erst recht». Darin 

https://www.efk.admin.ch/de/publikationen/sicherheit-umwelt/energie-und-kommunikation/wirksamkeit-der-co2-sanktionen-fuer-neue-personen-und-lieferwagen-bundesamt-fuer-energie.html
https://www.efk.admin.ch/de/publikationen/sicherheit-umwelt/energie-und-kommunikation/wirksamkeit-der-co2-sanktionen-fuer-neue-personen-und-lieferwagen-bundesamt-fuer-energie.html
https://www.tagesanzeiger.ch/bussen-system-fuer-klimasuender-weist-maengel-auf-490278068622
https://www.unsere-snb.ch/2023/04/28/snb-klimaaktionaerinnen-fordern-raus-aus-den-fossilen/
https://www.watson.ch/schweiz/wirtschaft/509150145-darum-darf-die-snb-vielleicht-bald-nicht-mehr-in-oelkonzerne-investieren
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/publikationen-studien/publikationen/impulse-fuer-klimaangepasste-schweiz.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/publikationen-studien/publikationen/impulse-fuer-klimaangepasste-schweiz.html
https://www.woz.ch/zoo/2023/05/16/wandern-nur-noch-mit-helm
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/dossiers/magazin-2023-2-dossier.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/dossiers/magazin-2023-2-dossier.html
https://www.srf.ch/news/international/gasturbinen-aus-der-schweiz-der-bund-finanziert-in-bangladesch-ein-gaskraftwerk
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-95200.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-95200.html
https://jungegruene.ch/news-aus-allen-kantonen/unsere-umweltverantwortungsinitiative-ist-eingereicht
https://www.tagesanzeiger.ch/das-verbot-von-elektroheizungen-ist-rechtens-551549361670
https://www.tagesanzeiger.ch/das-verbot-von-elektroheizungen-ist-rechtens-551549361670
https://www.nzz.ch/zuerich/bundesgericht-verbot-von-elektroheizungen-in-zuerich-rechtmaessig-ld.1735195
https://hofdere-hed-energie.ch/#gemeindeinitiativen
https://hofdere-hed-energie.ch/#gemeindeinitiativen
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wird verlangt, dass bis 2030 alle Heizungen in 
der Luzerner Gemeinde mit erneuerbaren 
Energien betrieben werden. Das Bundesgericht 

kommt zum Schluss, dass dies mit der Eigen-
tumsgarantie vereinbar und die Initiative des-
halb gültig sei. Laut dem Bundesgericht hätten 
die zuständigen Behörden bei einer Annahme 

ausreichend Zeit, eine Lösung für die entste-
henden Kosten zu erarbeiten, welche die Eigen-
tumsgarantie respektiere. Der Gemeinderat von 
Hochdorf hatte das Volksbegehren für ungültig 
erklärt. Mehr dazu bei nau.ch. 

Wie stark wirken sich weitreichende politische 

Geschäfte wie Gesetzesänderungen oder grosse 
Bauvorhaben auf das Klima aus? Um dies zu 
erfahren, will der Kanton Basel-Stadt eine Kli-
mawirkungsabschätzung gesetzlich verankern. 

Das Beratungsunternehmen INFRAS hat für den 
Kanton das Instrument entwickelt und beim 
Neubau eines Schulhauses und bei einem städti-

schen Richtplan getestet. 

Internationale 
Klimapolitik 

G7: Keine Deadline für den 
Kohleausstieg 

Die reichsten Länder der Welt haben am letzten 
G7 Treffen in Japan zwar höhere Ziele für den 

Ausbau der erneuerbaren Energien bis 2030 
festgelegt. Die Staats- und Regierungschefs der 

G7, zu denen Deutschland, Grossbritannien, 

Frankreich, Italien, die USA, Kanada und Japan 
gehören, haben allerdings keine Frist für den 
Ausstieg aus Kohlestrom gesetzt. In ihrem Ab-
schlusskommuniqué erklärten sie, dass sie sich 
verpflichten, bis 2035 einen «vollständig oder 

überwiegend» dekarbonisierten Stromsektor zu 
schaffen und den Ausstieg aus Kohlestrom zu 

«beschleunigen.» 

Klimaexperten kritisierten, dass aufgrund des 
Widerstands von Deutschland und Japan keine 

griffigeren Ziele gefasst wurden. Deutschland 
beharrte auf mehr öffentliche Investitionen in 
Erdgas, und Japan weigerte sich, einem Ausstieg 
aus Kohlestrom zuzustimmen. Japan ist seit 

dem Tsunami und der Nuklearkatastrophe von 
Fukushima im Jahr 2011 stark von Kohle, Öl 
und Gas abhängig. 

Die Gruppe befürwortete internationale Emissi-
onsstandards für die Treibhausgasemissionen 
von Wasserstoff. Wasserstoff gilt als «grün», 

wenn er aus erneuerbaren Energien gewonnen 
wird, kann aber auch aus Gas und Kohle herge-
stellt werden. 

Die Frage, wie die erforderlichen Finanzmittel 
für ärmere Länder zur Bewältigung der Klima-
krise bereitgestellt werden sollen, blieb weiter-
hin offen. Die G7 wiederholte bloss ihre UNO-

Verpflichtungen aus dem Jahr 2009, jährlich 
100 Mrd. USD für die Klimafinanzierung in 
Entwicklungsländern bereitzustellen. Erfreulich 
in Sachen Klimafinanzierung ist, dass die USA 
zum ersten Mal seit sechs Jahren eine Milliarde 
Dollar für den Klimafonds der UNO bereitstel-

len werden. Mehr zum G7 bei der Financial 
Times (paywall) und zum Beitrag der USA bei 
Climatechangenews.com. 

Politiker:innen der EU und der USA 
fordern Rücktritt des COP28-
Präsidenten 

Mehr als 130 Politiker:innen der USA und der 
EU fordern in einem offenen Brief an die UNO, 
die EU und den US-Präsidenten, dass der Ölma-
nager Sultan Al Jaber als Präsident der diesjäh-
rigen COP28-Klimakonferenz abgesetzt wird. 
«Die Entscheidung, den Vorstandsvorsitzenden 
eines der grössten Öl- und Gasunternehmen der 
Welt zum Präsidenten der COP28 zu ernennen - 
ein Unternehmen, das vor kurzem Pläne ange-

kündigt hat, seine Produktion in den kommen-

den Jahren um 7,6 Milliarden Barrel Öl zu stei-
gern, was die fünftgrösste Steigerung in der 
Welt darstellt - birgt das Risiko, die Verhand-
lungen zu untergraben», warnen die Politiker. 

Mehr dazu auf Euronews und bei Reuters. 

Fossile Projekte in Schutzgebieten 

Es gibt weltweit über 3000 bereits existierende 
oder geplante fossile Förderungsprojekte in 

Naturschutzgebieten. Rund 800 Schutzgebiete 
in 91 Ländern sind davon betroffen, wie eine 
neue Studie aufzeigt. Mehr dazu bei Protected 
Carbon und auf der interaktiven Karte. 

Erneuerbarer Strom beginnt Strom 
aus fossilen Quellen zu verdrängen  

Der Klima-Thinktank Ember rechnet in einer 
Analyse damit, dass schon ab 2023 die globalen 
Emissionen des Stromsektors sinken könnten. 
Grund dafür ist die rasant wachsende Wind- 
und Sonnenenergie. Deren Anteil an der welt-
weiten Stromversorgung ist 2022 von 10% im 
Jahr 2021 auf 12 % gestiegen. Solarstrom stieg 

https://www.bger.ch/files/live/sites/bger/files/pdf/de/1c_0391_2022_yyyy_mm_dd_T_d_12_17_27.pdf
https://www.bger.ch/files/live/sites/bger/files/pdf/de/1c_0391_2022_yyyy_mm_dd_T_d_12_17_27.pdf
https://www.nau.ch/news/schweiz/klima-initiative-von-hochdorf-lu-kommt-vors-stimmvolk-66486810
https://www.infras.ch/de/projekte/klimawirkungsabschatzung-politische-vorhaben-auf-ihre-klimawirkung-prufen/
https://www.ft.com/content/18ae7257-dd02-4965-9de9-faec5e339be2
https://www.ft.com/content/18ae7257-dd02-4965-9de9-faec5e339be2
https://www.climatechangenews.com/2023/04/20/us-pledges-1billion-to-green-climate-fund-amid-call-to-keep-1-5c-in-reach/
https://www.euronews.com/green/2023/05/24/us-and-eu-lawmakers-call-for-designated-head-of-cop28-talks-to-be-removed
https://www.reuters.com/article/climate-change-jaber-cop28/us-eu-lawmakers-push-to-depose-uaes-jaber-from-climate-talks-idUSKBN2XE11S
https://1ncznunsof2bi.wpcdn.shift8cdn.com/wp-content/uploads/2023/05/Brief-Unburnable-Carbon-in-Protected-Areas.pdf
https://1ncznunsof2bi.wpcdn.shift8cdn.com/wp-content/uploads/2023/05/Brief-Unburnable-Carbon-in-Protected-Areas.pdf
https://1ncznunsof2bi.wpcdn.shift8cdn.com/wp-content/uploads/2023/05/Brief-Unburnable-Carbon-in-Protected-Areas.pdf
https://protected-carbon.org/index.html/
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um 24% und ist damit das 18te Jahr in Folge die 
am schnellsten wachsende Stromquelle. Die 
Winderzeugung wuchs um 17%. Der Zuwachs 

bei Solarstrom im Jahr 2022 hätte den Strom-
bedarf Südafrikas decken können, jener bei der 
Windenergieerzeugung hätte fast das gesamte 
Vereinigte Königreich mit Strom versorgen 

können. Mehr als sechzig Länder erzeugen in-
zwischen mehr als 10% ihres Stroms aus Wind- 
und Sonnenenergie. Mehr bei Ember und Car-
bonbrief. 

Europäische Klimapolitik 

EU löscht über 2,5 Milliarden 
Emissionszertifikate 

Im europäischen Emissionshandelssystem 
(ETS) gibt es seit Jahren einen riesigen Über-
schuss an Zertifikaten. Ein Zertifikat berechtigt 
zum Ausstoss von 1 Tonne CO2e. Das Überange-
bot an Zertifikaten kann den Preis so stark drü-

cken, dass es kein Preissignal mehr gibt. Um 
das zu verhindern, trat 2019 die Marktstabili-
tätsreserve in Kraft, eine Art Schuhschachtel, in 
der überflüssige Zertifikate gelagert werden. 
Wird die Schachtel übervoll, werden Zertifikate 
gelöscht.  

Ende Mai kommunizierte die Europäische 
Kommission, dass diese Reserve Ende 2022 
über 3 Milliarden Überschuss-Zertifikate ent-
hielt und dass am 1. Januar 2023 über 2,5 Milli-
arden gelöscht wurden. Dieser substanzielle 
Schritt löste kein Medienecho aus. Zum Ver-

gleich: 2022 waren im ETS der EU etwas über 1 
Milliarden Zertifikate im Umlauf. Um die 

Marktstabilitätsreserve wurde sehr lange poli-
tisch gerungen. Dass dieses Politikinstrument 
nun zur Löschung einer so riesigen Menge von 

Zertifikaten geführt hat, ist erfreulich. Der Zer-
tifikatspreis für eine Tonne CO2e ist seit Einfüh-

rung der Marktreserve stark angestiegen und 
beträgt zurzeit ca. 80 EUR. Es werden wohl 
auch noch in den kommenden Jahren hunderte 

Millionen Zertifikate so gelöscht werden. Mehr 
dazu bei der Europäischen Kommission.  

EU will weniger tropische 
Abholzung verursachen 

Die EU importiert viele Produkte, die Abholzung 

von Tropenwald mitverursachen, zum Beispiel 
Palmöl aus Indonesien oder Rindfleisch aus 
Brasilien. Mit einer neuen EU-Verordnung soll 
nun der Handel mit solchen Produkten verrin-

gert werden. Unternehmen müssen nachwei-
sen, dass ihre Waren nicht auf Flächen herge-
stellt wurden, die nach dem 31. Dezember 2020 

abgeholzt wurden. Die neue Verordnung ist Teil 
des Green-Deal-Plans der EU, mit dem bis 2050 
das Netto-Null-Ziel erreicht werden soll.  

Die Verordnung gilt für Palmöl, Rindfleisch, 

Kaffee, Kakao, Soja, Holz und Gummi. Ebenfalls 
betroffen sind Produkte, die aus diesen Rohstof-
fen gewonnen werden, wie Leder, Schokolade, 
Möbel, Holzkohle und bedrucktes Papier. Mais 
und Biokraftstoffe wurden nicht in die Liste 
aufgenommen. Die Verordnung konzentriert 

sich auch nur auf Waldökosysteme, nicht aber 
auch Savannen wie beispielsweise den brasilia-
nischen Cerrado, die ebenfalls rasant abgeholzt 
werden.  

Einem WWF-Bericht zufolge ist die EU die 
zweitgrösste Importeurin von Produkten, die 
tropische Abholzung verursachen. Sie ist für 

16% der Entwaldung durch internationalen 
Handel verantwortlich - übertroffen wird sie 
nur von China mit einem Anteil von 24%. Ohne 

das Gesetz würden laut den Berechnungen der 
EU-Kommission bis 2030 durch den Import von 
Waren 248’000 Hektar tropischer Wald abge-

holzt werden – das entspricht etwa der Waldflä-
che der Schweiz und der Niederlande zusam-
men – und jährlich 110 Mio. Tonnen CO2-
Emissionen verursachen. Durch die neue Ver-

ordnung soll knapp ein Drittel dieser Entwal-

dung verhindert werden. 

Es überrascht nicht, dass das Gesetz bei einigen 
der betroffenen Länder auf Kritik stösst. Die 
Regierungen von Indonesien und Brasilien 
übermittelten dem EU-Ratspräsidenten einen 

von 14 waldreichen Ländern unterzeichneten 
Brief, in welchem sie die Verordnung als «inhä-
rent diskriminierend und strafend» kritisieren. 
Das neue Gesetz würde zu «Handelsverzerrun-
gen und diplomatischen Spannungen ohne Nut-

zen für die Umwelt» führen. Mehr bei Carbon 
Brief und der Europäischen Kommission. 

Deutschland 

Streit um das Heizungsgesetz  

Der Streit um das Heizungsgesetz hat die deut-
sche Ampelkoalition in ihre tiefste Krise ge-
stürzt. Das vorgeschlagene Gesetz sieht vor, 
dass von 2024 an neu eingebaute Heizungen zu 
65% mit erneuerbarer Energie betrieben wer-
den sollen. Öl- und Gasheizungen sollen ab dem 

https://ember-climate.org/insights/research/global-electricity-review-2023/#supporting-material
https://www.carbonbrief.org/record-clean-power-growth-in-2023-to-spark-new-era-of-fossil-fuel-decline/
https://www.carbonbrief.org/record-clean-power-growth-in-2023-to-spark-new-era-of-fossil-fuel-decline/
https://climate.ec.europa.eu/news-your-voice/news/ets-market-stability-reserve-reduce-auction-volume-over-272-million-allowances-between-september-2023-05-15_en
https://environment.ec.europa.eu/topics/forests/deforestation_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_en
https://www.worldwildlife.org/
https://environment.ec.europa.eu/system/files/2021-11/SWD_2021_326_1_EN_impact_assessment_part1_v4.pdf
https://environment.ec.europa.eu/system/files/2021-11/SWD_2021_326_1_EN_impact_assessment_part1_v4.pdf
https://docs.wto.org/dol2fe/Pages/SS/directdoc.aspx?filename=q:/G/AG/GEN213.pdf&Open=True
https://www.carbonbrief.org/qa-what-does-the-eus-new-deforestation-law-mean-for-climate-and-biodiversity/
https://www.carbonbrief.org/qa-what-does-the-eus-new-deforestation-law-mean-for-climate-and-biodiversity/
https://environment.ec.europa.eu/topics/forests/deforestation_en
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kommenden Jahr nur noch im Ausnahmefall 
eingebaut werden dürfen. Es gibt aber keine 
sofortige Austauschpflicht. Bei defekten Hei-

zungen, die nicht mehr repariert werden kön-
nen, gibt es Übergangsfristen. Spätestens bis 
2045 sollen auf diese Weise keine fossilen Hei-
zungsträger mehr genutzt werden. 

Aber die Koalitionspartnerin FDP stellt sich 
quer. Die Partei will nach zahlreichen Wahlnie-
derlagen ihr Profil schärfen. Sie kritisiert den zu 
grossen Fokus auf Wärmepumpen und fordert 
mehr Technologieneutralität. Ausserdem will 
die FDP rasch einen Emissionshandel im Ge-

bäudebereich einführen. Die Parteien streiten 
sich ausserdem darüber, wer wieviel Geld für 
Energiesanierungen erhalten soll. Ob die Taktik 
der FDP aufgeht, ist unklar. Fossil heizen wird 

in den kommenden Jahren teurer werden und 
die Portemonnaies vieler Bürger:innen belasten. 
Die SPD will den Heizungsumstieg sozial ausge-

stalten. Der Bundeswirtschaftsminister Habek 
von den Grünen will das Heizungsgesetz nun 
umfassend überarbeiten. Mehr in der Frankfur-

ter Rundschau und der Zeit (paywall) hier, hier, 
hier und hier. 

Razzia gegen Letzte Generation 

Die Aktionen der Klimabewegung Letzte Gene-

ration lösen grosse Emotionen aus. Ein CDU-
Politiker hat sie kürzlich als zukünftige RAF 

gebrandmarkt. Bundeskanzler Olaf Scholz sagte 
über eine Aktion der Letzten Generation «Ich 
finde das völlig bekloppt, sich irgendwie an ein 
Bild festzukleben oder auf der Strasse.»  

Im Mai wurden nun Wohnungen von Akti-
vist:innen der Letzten Generation durchsucht, 
Konten gesperrt und ihre Website und der 
Mailverteiler beschlagnahmt. Der Tatvorwurf 
lautet: die Bildung einer kriminellen Vereini-
gung und das Nutzen von Spenden im Rahmen 
von 1,4 Millionen Euro für Straftaten. Die Gene-
ralstaatsanwaltschaft München sagte aus, es 
liege ein begründeter Anfangsverdacht vor, dass 

die Letzte Generation eine kriminelle Vereini-
gung sei.  

Die mögliche Einstufung als «kriminelle Verei-
nigung» könnte für die Letzte Generation gra-
vierende Folgen haben. Denn dann würden sich 
auch Menschen strafbar machen, die den Akti-
vist:innen Geld spenden. Mehr bei der Zeit 
(paywall). 

Die sichtbare Klimakrise 

Was sollten alle über die 
Klimakrise wissen? 

Das Online-Magazin Republik hat bei Klimato-
log:innen, Klimaschützer:innen und weiteren 
Expert:innen nachgefragt, die sich seit Jahren 
mit dem Klima beschäftigen. Eine lesenswerte 
Zusammenstellung. Komprimiert wie zum Bei-
spiele: «Die Uhr tickt. Es geht um nichts weni-

ger als darum, die Erde ungefähr so zu erhalten, 
wie wir sie kennen.» Oder: «It’s warming. It’s 
us. We’re sure. It’s bad. We can fix it.» 

Bedrohungen durch Hitzewellen - 
heute und in Zukunft 

Grosse Teile Asiens waren im April von einer 

extremen Hitzewelle betroffen. In Thailand, 
Myanmar, Laos und Vietnam sowie in China 
und Südasien wurden Rekordtemperaturen 
gemessen. Die brutalen Folgen der Klimakrise 
zeigen sich auch in Somalia. Dort herrscht seit 
fünf Jahren Dürre, weil die Regenzeit ausfällt. 
Allein im letzten Jahr könnte dies 43’000 To-
desopfer gefordert haben, schätzt eine unter der 
Leitung der London School of Hygiene and 
Tropical Medicine durchgeführte UNO-Studie. 

Die Hälfte davon sind Kinder unter 5 Jahren. 
Mehr dazu im Guardian. 

Auch in Nordafrika und Südeuropa war es un-
gewöhnlich heiss. In Spanien stiegen die Tem-
peraturen Ende April auf fast 40 Grad, in Ma-

rokko sogar darüber. In vielen Gebieten lagen 
die Temperaturen um bis zu 20°C über der 
jahreszeitlichen Norm. Zudem herrschte bis in 
den Mai grosse Trockenheit. In Italien und auch 
in Spanien gab es danach rekordhohe Nieder-
schläge, denen Menschen zum Opfer fielen und 
die zu grossen Schäden führten. Mehr dazu hier 
und hier im Spiegel, im Tages-Anzeiger 
(paywall), der NY Times (paywall) und bei Me-
teoschweiz.  

Die Hitzewelle vom April wäre ohne den Kli-
mawandel mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht 
eingetreten. Dies zeigt eine aktuelle Attribution-

Studie. Ohne globale Erwärmung wäre mit 
einem solchen Extremereignis nur einmal in 
40’000 Jahren zu rechnen gewesen. Mehr dazu 
im Guardian und in der NY Times (paywall).  

Auch zur Hitzewelle von 2022 in Europa liegen 
neue Analysen vor. Der Bericht «European Sta-
te of the Climate 2022» von Copernicus Climate 
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Change Service zeigt, dass die Temperaturen in 
Europa doppelt so schnell steigen wie im welt-
weiten Durchschnitt, deutlich schneller als auf 

jedem anderen Kontinent. Laut dem Coperni-
cus-Klimadienst seien die Ergebnisse erschre-
ckend und machten die alarmierenden Verän-
derungen des Klimas deutlich. Mehr dazu bei 

Klimareporter und insideclimatenews.org. 

Die Kosten des Klimawandels werden häufig auf 
monetärer Basis geschätzt. Einen anderen An-
satz wählt eine neue, in Nature erschiene Stu-
die. Darin wird die Anzahl der Menschen be-
rechnet, die ausserhalb der «menschlichen Kli-

manische» leben, also ausserhalb einer Klima-
zone, die Landwirtschaft, Gesundheit und Ar-
beit und damit Einkommen ermöglicht. Durch 
die Klimakrise sind bereits bis heute etwa mehr 

als 600 Millionen Menschen (9% der Bevölke-
rung) aus dieser Nische verdrängt worden. Dies 
entspricht einer mittleren Jahrestemperatur von 

29 °C oder mehr. Bis zum Ende des Jahrhun-
derts (2080-2100) könnte bei der derzeitigen 
Politik, die zu einer globalen Erwärmung von 

etwa 2,7 °C führt, ein Drittel der Menschen 
ausserhalb dieser Nische leben. Gelingt es, die 
globale Erwärmung auf 1,5 °C zu begrenzen, 

wären fünfmal weniger Menschen betroffen. 
Mehr im Guardian und der FAZ.  

Seit fast zwei Monaten geschieht in den Ozea-

nen etwas Aussergewöhnliches. Normalerweise 

erreichen die globalen Meerestemperaturen im 
März einen Höchststand und beginnen Anfang 
April wieder zu sinken. Nicht so in diesem Jahr. 
Die Temperaturen erreichten Ende April Re-
kordwerte und sind seither nicht gesunken. Mit 

leichten täglichen Schwankungen sind sie seit 
mindestens 45 Tagen nicht mehr unter 21°C 
gefallen. Viele Wissenschaftler sind überrascht 
und besorgt. Prof. Mike Meredith vom British 
Antarctic Survey sagte dazu: «Die Tatsache, 
dass die Erwärmung so stark ist, ist eine echte 

Überraschung und sehr besorgniserregend. Es 
könnte sich um ein kurzzeitiges extremes Hoch 
handeln, aber auch um den Beginn von etwas 
viel Ernsterem.»  

Die Ozeane, die zwei Drittel der Erde bedecken, 
spielen eine wichtige Rolle im Klimasystem. Sie 
haben etwa 90% der Wärme absorbiert, die wir 

durch den Ausstoss von Treibhausgasen verur-
sacht haben. Die Auswirkungen der Erwärmung 
der Ozeane sind überall auf der Welt zu spüren. 

Die thermische Ausdehnung der Ozeane durch 
die Wärmeaufnahme verschärft den Anstieg des 
Meeresspiegels, die Erwärmung beschleunigt 

die Eisschmelze an den Polen.  

Auch das Meeresleben ist in Gefahr: Korallenrif-
fe bleichen aus, und Fischpopulationen werden 
durch die Erwärmung verdrängt. Die «Dämme-

rungszone» der Ozeane zwischen 200 und 1000 
Metern Tiefe ist besonders anfällig für die Er-
wärmung. Eine Studie in Nature Communica-
tions kommt zu Schluss, dass der Klimawandel 
in diesem Jahrhundert zu einem Rückgang des 
marinen Lebens in der Dämmerungszone um 

20-40% führen wird. Mehr dazu im Tagesan-
zeiger (paywall), Guardian, SRF und Bill 
McKibben. 

 

Neues aus der 
Klimawissenschaft 

Düstere Analyse der 
Klimaentwicklung  

Humanitäre, wirtschaftliche und ökologische 
Folgen des Klimawandels nehmen zu, das zeigt 
der neuste Bericht der Weltorganisation für 

Meteorologie (WMO). Hier die wichtigsten Aus-
sagen:  

 Die Jahre von 2015 bis 2022 waren welt-
weit die wärmsten seit 1850. Das Jahr 2022 
war etwa 1,15 Grad wärmer (im Vergleich 
zum Durchschnitt 1850-1900). 

 Die atmosphärische Konzentration von 
CO2, CH4 und N2O war 2021 die höchste 
seit Beginn der Messungen, Tendenz stei-
gend.  

 Hitzerekorde in Westeuropa: Das wärmste 

Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen ver-
zeichneten das Vereinigte Königreich, 

Frankreich, Irland, Portugal, Spanien, Bel-
gien, Luxemburg, Italien, Deutschland und 
die Schweiz. In einigen Gebieten ging die 

extreme Hitze mit aussergewöhnlicher 
Trockenheit einher. Die Zahl der hitzebe-
dingten Todesfälle in Spanien, Deutsch-
land, dem Vereinigten Königreich, Frank-

reich und Portugal stieg auf über 15’000. 
 In Ostafrika ist die Ernährungssicherheit 

nach fünf aufeinanderfolgenden Dürrejah-

ren bedroht. Im Jahr 2021 waren global 2,3 
Milliarden Menschen von Ernährungsunsi-
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cherheit betroffen, davon 924 Millionen 
von schwerer Ernährungsunsicherheit.  

 Der Meereisstand in der Antarktis war 

2022 der niedrigste seit Beginn der Auf-
zeichnungen. In Europa verzeichneten die 
europäischen Gletscher Sommer 2022 die 
höchsten Schmelzraten. 

 Der Meeresspiegel und die Erwärmung der 
Ozeane haben ein Rekordniveau erreicht - 
und dieser Trend wird sich über viele 
Jahrhunderte fortsetzen. Der Anstieg des 
Meeresspiegels hat sich in den letzten 20 
Jahren verdoppelt.  

Überschreiten wir 1,5-Grad-
Erwärmung bereits 2027?  

Die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 

rechnet damit, dass die nächsten fünf Jahre 
ziemlich sicher alle Temperaturrekorde brechen 
werden. «Die El-Niño-Wetterlage in Verbin-
dung mit der Klimakrise wird die globalen 

Temperaturen in unbekanntes Terrain treiben», 
sagt der Meteorologe und WMO-Chef Petteri 
Taalas. «Wir müssen darauf vorbereitet sein.»  

Nach Schätzungen der WMO werden die globa-

len Temperaturen mit 66-prozentiger Wahr-
scheinlichkeit in mindestens einem der nächs-
ten fünf Jahre das 1,5-Grad-Ziel überschreiten. 
Falls es in den kommenden Jahren zu Hitzere-
korden kommt, bedeutet das aber noch nicht, 
dass die Welt das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Ab-
kommens bereits verpasst hat. Dazu muss die 
Welt im Durchschnitt über mehrere Jahre eine 

Erwärmung um 1,5 Grad überschreiten.  

Allerdings zeichnet sich ab, dass das Klimaziel 

verfehlt wird. Ein neuer UNO-Bericht der Ver-
einten Nationen zeigt, dass wir in den nächsten 
zehn Jahren unser CO2-Budget ausschöpfen 
werden, das die globale Erwärmung mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 50% auf 1,5 ℃ be-
grenzt. Mehr bei Klimareporter, New York 
Times (paywall), Climate Change News und 
Guardian. 

Die Rangliste der Klimasünder 

Eine neue Studie in Nature rechnet vor, wie viel 
jedes Land seit 1850 zur globalen Erwärmung 
beigetragen hat. Nicht überraschend tragen die 

USA (18%) und China (13%), die grösste Ver-
antwortung an der Erwärmung. Dahinter folgen 
Länder mit grossen Bevölkerungszahlen wie 

Brasilien oder Indien (je 5%) und Indonesien 
(3,5%). Auch viele europäische Staaten wie 

Deutschland und Grossbritannien, die seit lan-
gem fossile Brennstoffe nutzen, sind weit vorne 
zu finden. 

Kleinere Länder haben einen viel kleineren Ein-
fluss, da nicht pro Kopf gerechnet wurde. Über 
180 Staaten, darunter die Schweiz, haben weni-
ger als 1% Anteil, aber alle diese Länder zu-

sammen verursachten 27% der Erwärmung. 
Mehr dazu im Tages Anzeiger (paywall). 

 

Danke und Herzliche Grüsse von Anja und 
Thomas! 

Die Klimazeitung darf gerne weitergeleitet 
werden. Falls du noch nicht auf dem Ver-
teiler bist, kannst du sie hier abonnieren:  

https://bit.ly/Klimazeitung  
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